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Preußiſche Geſetzſammlung 


—— Nr. 20. 


Inhalt: Staatsvertrag zwiſchen Preußen einerſeits und Bayern, Würktemberg und Baden andererſeits 
zur Regelung der Lotterieverhältniſſe, S. 117. — Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation 
des am 29. Juli 1911 unterzeichneten Staatsvertrags zwiſchen Preußen einerſeits und Bayern, 
Württemberg und Baden andererſeits zur Regelung der Lotterieverhältniſſe durch Preußen, Würt⸗ 
temberg und Baden, S. 128. 


(Nr. 11208.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen einerſeits und Bayern, Württemberg und 
Baden andererſeits zur Regelung der Lotterieverhältniſſe. Vom 29. Juli 1911. 


Nachdem Seine Majeſtät der König von Preußen einerſeits und Seine König⸗ 
liche Hoheit Prinz Luitpold, des Königreichs Bayern Verweſer, im Namen 
Seiner Majeſtät des Königs von Bayern, Seine Majeſtät der König von 
Württemberg ſowie Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden anderer⸗ 
ſeits übereingekommen ſind, einen Vertrag zur Regelung der Lotterieverhältniſſe 
zu ſchließen, haben die zu dieſem Zwecke beſtellten Kommiſſare, nämlich 
für Preußen: 
der Wirkliche Geheime Oberfinanzrat und Präſident der Generallotterie— 
direktion Dr. Lewald, 
der Geheime Oberfinanzrat Dr. Goedecke und 
der Geheime Legationsrat Dr. Lentze, 
für Bayern: 
der Miniſterialrat Dr. Wolf und 
der Legationsrat Dr. von Schoen, 
für Württemberg: 
der Generalmajor von Graevenitz und 
der Miniſterialrat Dr. Hegelmaier, 
für Baden: 
der Miniſterialdirektor Dr. Nieſer, 
unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung nachſtehenden Staats⸗ 
vertrag abgeſchloſſen: 
Artikel 1. 


Das Königreich Bayern, das Königreich Württemberg und das Groß⸗ 
herzogtum Baden ſchließen ſich für die Dauer dieſes Vertrags der Königlich 
Geſetzſammlung 1912. (Nr. 1120811209.) a 26 
Ausgegeben zu Berlin den 17. Juni 1912. 
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Preußiſchen Klaſſenlotterie an, die unter der Bezeichnung „Preußiſch⸗Süddeutſche 
Klaſſenlotterie“ fortgeführt und von der Königlich Preußiſchen Generallotterie⸗ 
direktion in Berlin unter Aufficht des Königlich Preußiſchen Finanzminiſters 
weiter verwaltet wird. Die Generallotteriedirektion, zu der die drei ſüddeutſchen 
Staaten ein gemeinſchaftliches Mitglied ſtellen, hat das Recht, Loſe und Los⸗ 
abſchnitte der Preußiſch⸗Süddeutſchen Klaſſenlotterie innerhalb des geſamten 
Lotteriegebiets zu vertreiben und nach Maßgabe dieſes Vertrags die zum Betriebe 
der Lotterie erforderlichen Anordnungen zu treffen. 

Die Königlich Bayeriſche Regierung, die Königlich Württembergiſche Re⸗ 
gierung und die Großherzoglich Badiſche Regierung werden je in ihrem Gebiete 
nach Benehmen mit der Königlich Preußiſchen Regierung (Generallotteriedirektion) 
an den geeigneten Orten ihres Landes die erforderliche Anzahl von Lotterie⸗ 
einnehmern annehmen und ſie der Generallotteriedirektion zur Betreibung der Ge⸗ 
ſchäfte der Preußiſch⸗Süddeutſchen Klaſſenlotterie zur Verfügung ſtellen. 

Wer nicht Lotterieeinnehmer der Preußiſch⸗Süddeutſchen Klaffenlotterie oder 
Mittelsperſon eines ſolchen iſt, darf Loſe oder Losabſchnitte dieſer Lotterie in 
Bayern, Württemberg und Baden nicht vertreiben. 


Artikel 2. 

Die Königlich Bayeriſche Regierung, die Königlich Württembergiſche Re⸗ 
gierung und die Großherzoglich Badiſche Regierung verpflichten ſich, während 
der Dauer dieſes Vertrags für Rechnung ihrer Staatskaſſen weder eine eigene 
Lotterie einzurichten noch ſich an einer anderen Lotterie zu beteiligen. 

Auch werden ſie ſonſtige öffentliche Geld-, Sach- oder gemiſchte Lotterien 
in ihren Gebieten höchſtens inſoweit genehmigen oder zulaſſen, als je der Geſamt⸗ 
preis der zugelaſſenen Loſe und Losabſchnitte aller Lotterien und Ausſpielungen 
in den erſten vier Jahren 80 Pfennig, in den nächſten drei Jahren 70 Pfennig, 
von da ab 60 Pfennig jährlich auf den Kopf der Bevölkerung nicht überfteigt. 

Lotterien nach Art der Klaffenlotterie und der Staatslotterien, einſchließlich 
der von einem Staate verpachteten Lotterien, ſind von der Genehmigung oder 
Zulaſſung ausgeſchloſſen. 

Ziehungen dürfen nicht ſtattfinden während der Zeit des Vertriebs der 
Loſe zur erſten Klaſſe einer Preußiſch⸗Süddeutſchen Klaſſenlotterie und während 
der Ziehung dieſer Klaſſe. 

Artikel 3. 


Die Königlich Bayeriſche, die Königlich Württembergiſche und die Groß⸗ 
herzoglich Badiſche Regierung werden gegen das Spielen in Geld-, Sach- oder 
gemiſchten Lotterien, die von ihnen nicht genehmigt oder zugelaſſen ſind, und 
gegen den Vertrieb von Loſen und Losabſchnitten ſolcher Lotterien und Aus⸗ 
ſpielungen geſetzliche Strafbeſtimmungen erlaſſen, die mit den im Königreiche 
Preußen beſtehenden Strafvorſchriften im weſentlichen übereinſtimmen. 

Ebenſo werden die Regierungen der ſüddeutſchen Staaten während der 
Dauer des Vertrags ähnliche Strafbeſtinmungen gegen den Privathandel mit 
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Loſen der Preußiſch⸗Süddeutſchen Klaſſenlotterie erlaſſen und aufrechterhalten, 
wie ſie im Königreiche Preußen für den Privathandel mit preußiſchen Staats⸗ 
loſen in Geltung ſind. 


Artikel 4. 


Wegen des Betriebs der Preußiſch⸗Süddeutſchen Klaſſenlotterie und wegen 
des hieraus fließenden Einkommens bleibt deren Verwaltung in den Gebieten der 
vertragſchließenden Staaten von allen Steuern und Abgaben frei, für weſſen 
Rechnung ſolche auch immer erhoben werden. ; 

Dien Einnehmern der Preußiſch⸗Süddeutſchen Klaffenlotterie darf wegen 
des Vertriebs von Loſen und Losabſchnitten dieſer Lotterie irgendeine beſondere 
Steuer oder Abgabe von dem Staate oder einem Kommunal⸗ oder ſonſtigen 
Verbande nicht auferlegt werden. 


Artikel 5. 


Die Königlich Bayeriſche, die Königlich Württembergiſche und die Grof- 
herzoglich Badiſche Regierung ſind befugt, für ihre Gebiete auf ihre Koſten je 
eine Behörde zu beſtimmen, der die Anſtellung, Überwachung, Beſtrafung und 
Entlaſſung der Lotterieeinnehmer ihres Gebiets zuſteht. Dieſe Behörde kann zur 
Überwachung auch Geſchäftsprüfungen vornehmen. Daneben bleibt die General: 
lotteriedirektion zu Geſchäftsprüfungen befugt, die fie nach vorheriger Verſtändigung 
der beſtellten Landesbehörde durch ihre Mitglieder oder Beamten ausführen 
laſſen kann. 

Die Einnehmer der ſüddeutſchen Staaten erhalten die Benennung „Ein⸗ 
nehmer der Preußiſch⸗Süddeutſchen Klaſſenlotteriel. Die Einnehmerſtellen führen 
die Bezeichnung „Königlich Bayeriſche (Königlich Württembergiſche, Großherzoglich 
Badiſche) Einnahme der Preußiſch⸗Süddeutſchen Klaſſenlotterie “. 

Vor der Annahme eines Lotterieeinnehmers wird der Generallotteriedirektion 
zur Außerung etwaiger Bedenken Mitteilung gemacht werden. Die Beſtrafung 
oder Entlaſſung eines Lotterieeinnehmers wird, und zwar in der Regel vorher, 
der Generallotteriedirektion zur Kenntnis gebracht werden. 

Im übrigen werden die Regierungen der ſüddeutſchen Staaten bei der An⸗ 
nahme von Lotterieeinnehmern die preußiſchen Vorſchriften über deren Eigen⸗ 
ſchaften tunlichſt zugrunde legen. Ebenſo werden die preußiſchen Vorſchriften 
über die Sicherheitsleiſtung, die Geſchäftsführung, die Stellung und die Vergütung 
der Lotterieeinnehmer auch für die Lotterieeinnehmer des Königreichs Bayern, des 
Königreichs Württemberg und des Großherzogtums Baden in Geltung geſetzt 
werden. 

Die Lotterieeinnehmer werden, unbeſchadet der Beſtimmungen im Abs. 1 
dieſes Artikels, der Generallotteriedirektion unterſtellt, die zur Erteilung von War⸗ 
nungen und zu Vorhaltungen aus Anlaß der Geſchäftsführung befugt iſt. Von 
ſolchen Warnungen und Vorhaltungen iſt der nach Abſ. 1 dieſes Artikels beſtellten 
Behörde Mitteilung zu machen. 

26* 
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Die Zuteilung der Loſe zum Vertriebe ſowie eine etwaige nicht Straf⸗ 
zwecken dienende Kürzung der Zahl der zu vertreibenden Loſe erfolgt unmittelbar 
von der Generallotteriedirektion, mit der auch die Abrechnung und der ſonſtige 
Geſchäftsverkehr unmittelbar ſtattfindet. Über Beſchwerden der Spieler, ſoweit 
fie nicht ausſchließlich perſönlicher Natur find und deshalb von der nach Abf. 1 
dieſes Artikels beſtimmten Behörde erledigt werden, entſcheidet die Generallotterie— 
direktion. 


Artikel 6. 


Für ihre Beteiligung an der Preußiſch⸗Süddeutſchen Klaffenlotterie erhalten 
Bayern, Württemberg und Baden jährlich einen Anteil an deren Ertrage, der in 
zwei gleichen, am 2. Januar und 1. Juli jedes Jahres fälligen Raten im vor- 
aus, die erſte Rate am 1. Juli 1912, zahlbar iſt. 


Der Anteil beträgt in den erſten fünf Jahren der Vertragsdauer für 
Bayern 2 215 000 Mark, in Worten: Zwei Millionen zweihundertfünfzehn Tauſend 
Mark, für Württemberg 785 000 Mark, in Worten: Siebenhundertfünfundachtzig 
Tauſend Mark, und für Baden 690 000 Mark, in Worten: Sechshundertneunzig 
Tauſend Mark, jährlich. In den weiteren Jahren der Vertragsdauer, einſchließlich 
der etwaigen Verlängerungen, wird für jedes Jahr ermittelt, wieviel Loſe im 
Durchſchnitt in der letzten Klaſſe der in dem vorhergehenden Jahre abgeſpielten 
beiden Lotterien von den innerhalb des einzelnen Staates beſtellten Lotterie⸗ 
einnehmern abgeſetzt oder feſt übernommen worden ſind, und dieſe Loſezahl, ver⸗ 
vielfältigt mit einem Einheitsſatze von 42 Mark, in Worten: Zweiundvierzig 
Mark, für jedes Los, ergibt den Ertragsanteil, der in dem einzelnen weiteren 
Jahre zu zahlen iſt. Auch für die erſten Jahre der Vertragsdauer wird der 
Ertragsanteil nach dieſer Berechnung in denjenigen Jahren gezahlt, in welchen 
der ſo berechnete Anteil den vereinbarten feſten Jahresbetrag überſteigt. 

Ergibt ſich während der erſten fünf Jahre der Vertragsdauer gegenüber 
dem den drei ſüddeutſchen Staaten als Anteil an dem Ertrage der Lotterie zu⸗ 
geſicherten feſten Jahresbetrag in einem dieſer Staaten für Preußen ein Verluſt, 
jo wird für jedes weitere Jahr der im Artikel 8 Abſ. 1 bezeichneten Vertrags⸗ 
dauer der Berechnung des Ertragsanteils des betreffenden Staates ein Einheits⸗ 
ſatz von nur 40 Mark, in Worten: Vierzig Mark, für jedes Los fo lange zu: 
grunde gelegt, bis der Verluſt Preußens ausgeglichen iſt. 

Falls während der Dauer dieſes Vertrags der ſich zur Zeit auf 161°; Mark 
belaufende, als Spielkapital dienende reine Einſatzpreis eines Loſes, das iſt der 
Geſamtpreis abzüglich Reichsſtempelabgabe und Schreibgebühr des Einnehmers, 
oder die Höhe der planmäßigen Gewinnabzüge des Staates, die gegenwärtig 
14 vom Hundert betragen, geändert werden ſollten, ändert ſich in entſprechendem 
Verhältniſſe, jedoch unter Abrundung auf den nächſt höheren Pfennigbetrag, 
auch der der Anteilbemeſſung zugrunde zu legende Einheitsſatz von 42 Mark und 
der für die Verluſtausgleichung maßgebende Einheitsſatz von 40 Mark. 
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altiikel7. 


Die Einrichtung, die Verwaltung und der Betrieb der Preußiſch-Süd⸗ 
deutſchen Klaſſenlotterie, einſchließlich der Verteilung der Loſe an die innerhalb 
des Königreichs Bayern, des Königreichs Württemberg und des Großherzogtums 
Baden anzunehmenden Lotterieeinnehmer, iſt Aufgabe der Generallotteriedirektion. 

Dieſe wird dabei den im Königreiche Bayern, im Königreiche Württemberg 
und im Großherzogtume Baden angenommenen Lotterieeinnehmern, ſoweit Loſe 
hierzu verfügbar ſind, mindeſtens diejenige Zahl von Loſen überweiſen, welche 
die Einnehmer für alle Klaſſen zweier aufeinander folgenden Lotterien feſt zu über⸗ 
nehmen ſich verpflichten. Den im Königreiche Preußen und in ſonſtigen Abſatz⸗ 
gebieten der Preußiſch⸗Süddeutſchen Klaſſenlotterie beſtellten Lotterieeinnehmern 
werden keine günſtigeren Bedingungen wegen des Vertriebs und der Zahl der 
ihnen überwieſenen Loſe zugeſtanden werden als den in den Königreichen Bayern 
und Württemberg ſowie im Großherzogtume Baden angenommenen Einnehmern. 

Auch wird Vorſorge getroffen werden, daß für die Bewohner Bayerns, 
Württembergs und Badens genügende Gelegenheit geſchaffen wird, Loſe der 
Preußiſch⸗Süddeutſchen Klaſſenlotterie von den im eigenen Lande beſtellten Lotterie— 
einnehmern zu beziehen. 


Artikel 8. 


Der gegenwärtige Vertrag wird vorbehaltlich der Beſtimmung im Artikel 9 
auf die Zeitdauer vom 1. Juli 1912 bis zum 30. Juni 1927 geſchloſſen, ſo 
daß die letzte Ertragsanteilzahlung am 2. Januar 1927 zu erfolgen hat. 

Der Vertrag gilt jedesmal als für einen Zeitraum von fünf Jahren ver⸗ 
längert, wenn er nicht mindeſtens ein Jahr vor Ablauf ſeiner Geltungsdauer 
von einem der vertragſchließenden Teile gekündigt wird. Das Kündigungsrecht 
ſteht jeder der drei ſüddeutſchen Regierungen ſelbſtändig zu. Erfolgt eine dev 
artige Kündigung, ſo ſoll der Verkrag für die anderen Regierungen weiter in 
Geltung bleiben, ebenſo wie in dem Falle, wenn die Königlich Preußiſche Ne 
gierung die Kündigung des Vertrags nicht gegenüber allen drei ſüddeutſchen 
Regierungen ausſprechen ſollte. 


Artikel 9. 


Die Generallotteriedirektion iſt berechtigt, Loſe für die Preußiſch-Süddeutſche 
Klaſſenlotterie in den Gebieten der drei ſüddeutſchen Staaten durch die daſelbſt 
anzunehmenden Lotterieeinnehmer ſchon vor dem 1. Juli 1912 zu vertreiben und 
die hierzu nötigen Anordnungen nach Maßgabe dieſes Vertrags ſchon vor dieſem 
Zeitpunkte zu treffen. f Se 3 

Andererſeits ſind, falls dieſer Vertrag von einer Seite gekündigt und nicht 
durch einen anderen Vertrag erſetzt wird, die Regierungen der ſüddeutſchen 
Staaten befugt, ſofern ſie alsdann nach der Beendigung des Vertragsverhältniſſes 
mit Preußen eine eigene Staatslotterie einzurichten oder eine andere Lotterie zu⸗ 
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zulaſſen gewillt find, die hierzu nötigen Veranſtaltungen, einſchließlich des Loſe— 
vertriebs, ſchon von dem dem Vertragsablaufe vorhergehenden 1. Juli ab zu 
treffen oder zu geſtatten. 

Artikel 10. 


Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt es unbenommen, noch mit 
anderen Staaten Verträge zur Regelung der Lotterieverhältniſſe zu ſchließen. 


N Artikel 11. 

Dieſer Vertrag ſoll beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung vorgelegt 
werden; der Austauſch der Ratifikationsurkunden ſoll ſobald wie möglich in 
Berlin bewirkt werden. 

Deſſen zu Urkund haben die Kommiſſare den gegenwärtigen Vertrag unter⸗ 
zeichnet und ihre Siegel beigedrückt. 

So geſchehen in Berlin, den 29. Juli 1911. 


(L. S.) Dr. Felix Lewald. (L. S.) Dr. Wilhelm Wolf. 
(L. S.) Dr. Adolf Goedecke. (. S.) Hans v. Schoen. 
(L. S.) Albrecht Lentze. 

(L. S.) Fritz v. Graevenitz. (L. S.) Dr. Fritz Nieſer. 


(L. S.) Dr. Leopold Hegelmaier. 


Schlußprotokoll 


zum 


Staatsvertrage vom 29. Juli 1911. 


Die unterzeichneten Kommiſſare waren heute zuſammengetreten, um zum 
Abſchluß und zur Vollziehung des wegen Regelung der Lotterieverhältniſſe zwiſchen 
Preußen einerſeits und Bayern, Württemberg und Baden andererſeits verein⸗ 
barten Staatsvertrags zu ſchreiten. 

Hierbei ſind in das gegenwärtige Schlußprotokoll nachſtehende, mit den 
Vereinbarungen des Vertrags ſelbſt gleich verbindliche Erklärungen aufgenommen 
worden: 

I. . 

Jede der beteiligten Regierungen ſchließt den Vertrag nur unter der Vor⸗ 

ausſetzung der Zuſtimmung der Landesvertretung ihres Staates ab. 
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Wird auf ſeiten eines der ſüddeutſchen Staaten die erforderliche Zuſtimmung 
von der Landesvertretung nicht erteilt, fo ſoll der Vertrag zwiſchen der König⸗ 
lich Preußiſchen Regierung und den betreffenden anderen Regierungen oder auch 
nur der einen anderen Regierung gleichwohl gelten. 


II. 
Zu Artikel 1 Abſ. 1 und 2. 

1. Die Königlich Bayeriſche Regierung, die Königlich Württembergiſche 
Regierung und die Großherzoglich Badiſche Regierung ſind darüber einig, daß 
das ſüddeutſche Mitglied der Königlich Preußiſchen Generallotteriedirektion bis auf 
weitere Vereinbarung von der Königlich Bayeriſchen Regierung vorgeſchlagen 
wird. Es iſt in Ausſicht genommen, hierzu eine juriſtiſch vorgebildete Perſönlich⸗ 
keit auszuwählen, damit dem Mitgliede gleichzeitig Juſtitiargeſchäfte übertragen 
werden können. Das Mitglied wird von Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen 
ernannt werden und während feiner Beſchäftigung bei der Generallotteriedirektion 
Beſoldung und Wohnungsgeldzuſchuß aus der Königlich Preußiſchen Staatskaſſe 
nach Maßgabe der für die Lotteriedirektoren geltenden preußiſchen Beſtimmungen 
beziehen, denen es während dieſer Zeit auch im übrigen unterworfen ſein ſoll. 
Das Mitglied kann von der beteiligten Regierung jederzeit in ihren Landes⸗ 
dienſt zurückberufen werden. Tritt das Mitglied in den Ruheſtand, ſo ſoll ihm 
Ruhegehalt nach den Vorſchriften der preußiſchen Geſetzgebung aus der Königlich 
Preußiſchen Staatskaſſe gezahlt werden. 

2. Die Regierungen der ſüddeutſchen Staaten werden den bezüglich der 
Zahl oder der Sitze der Lotterieeinnahmen von der Generallotteriedirektion etwa 
geäußerten Bedenken nach Möglichkeit Rechnung tragen. 


III. 
Zu Artikel 2 Abſ. 1 bis 3. 


1. Die Beſtimmung im Artikel 2 Abſ. 1 des Vertrags findet nicht nur 
auf die nach Art der gegenwärtigen Staatslotterien als dauernde Einrichtung 
veranſtalteten ſondern auch auf einmalige Lotterien Anwendung. 

2. Die vertragſchließenden Regierungen befinden ſich darüber im Ein⸗ 
verſtändniſſe, daß die bei Abſchluß des Vertrags für die ſüddeutſchen Staaten 
bereits zugelaſſenen Privatgeldlotterien von der Beſtimmung im Artikel 2 Abſ. 2 
des Vertrags inſoweit mitberührt werden, als der Geſamtpreis der nach dem 
1. Juli 1912 zur Ausgabe gelangenden Loſe in den dort vorgeſehenen Geſamt⸗ 
preis eingerechnet wird. Iſt eine Lotterie in mehreren Staaten zugelaſſen, ſo 
wird nur der Geſamtpreis der in einem Vertragsſtaate zugelaſſenen Loſe auf den 
für letzteren vorgeſehenen Geſamtpreis angerechnet. Hat eine Ausſcheidung nicht 
ſtattgefunden, fo erfolgt die Anrechnung nach dem Verhältniſſe der Bevölkerungs⸗ 
zahlen in den Staaten, in denen die Lotterie zugelaſſen wurde. 
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3. Die vertragſchließenden Regierungen werden im Intereſſe des finanziellen 
Ergebniſſes der Preußiſch⸗Süddeutſchen Klaſſenlotterie bei Genehmigung oder Zu⸗ 
laſſung von Geld⸗, Sach- oder gemiſchten Lotterien tunlichfte Zurückhaltung üben. 

4. Die Regierungen der drei ſüddeutſchen Staaten werden der Königlich 
Preußiſchen Regierung von der Genehmigung oder Zulaſſung jeder einzelnen 
Lotterie, dem Namen und der Firma ihres Generalunternehmers und ihrem 
Spielplane vierteljährlich Mitteilung machen. Eine gleiche Mitteilung wird die 
Königlich Preußiſche Regierung auf Verlangen den Regierungen der drei ſüd⸗ 
deutſchen Staaten machen. 

5. Unter Lotterien „nach Art der Klaſſenlotterie“ im Sinne des Artikel 2 
Abſ. 3 des Vertrags ſind die Lotterien zu verſtehen, die in mehreren Klaſſen 
und mit ſteigenden Gewinnausſichten unter Leiſtung von Nachzahlungen ge 
ſpielt werden. 

IV, 
Zu Artikel 4 Abſ. 2. 


1. Unter beſonderen Steuern und Abgaben ſind nur ſolche Steuern und 
Abgaben zu verſtehen, die darauf abzielen, das Einkommen der Lotterieeinnehmer, 
das ſie als ſolche beziehen, in weitergehendem Maße ſteuerlich zu belaſten, als es 
nach den allgemein geltenden Steuergeſetzen belaſtet werden würde. 

2. Die Lotterieeinnehmer follen in dieſer Eigenſchaft ſteuerlich nicht als 
ſelbſtändige Gewerbetreibende, die der Gewerbeſteuer unterliegen, betrachtet werden. 


V. 
Zu Artikel 5 Abſ. 1 bis 4 und 6. 

1. Die Regierungen der ſüddeutſchen Staaten werden die Anordnungen, 
die fie für die im Artikel 5 Abs. 1 des Vertrags bezeichnete Behörde etwa er⸗ 
laſſen, zur Kenntnis der Königlich Preußiſchen Regierung bringen. 

2. Die Lotterieeinnehmer find nicht Staatsbeamte. Es ſoll aber den be- 
teiligten Regierungen unbenommen bleiben, zu beſtimmen, daß über die Geſchäfts⸗ 
firma der Einnehmerſtelle das Landeswappen zu ſetzen iſt. 

3. Die Regierungen der ſüddeutſchen Staaten werden die von der General- 
lotteriedirektion gegen die Annahme eines Lotterieeinnehmers etwa geäußerten 
Bedenken ſowie die von ihr gegebenen Anregungen auf Beſtrafung oder Ent⸗ 
laſſung eines Lotterieeinnehmers prüfen und ihnen nach Möglichkeit Rechnung 
tragen. Wenn trotz des Widerſpruchs der Generallotteriedirektion die Annahme 
eines Lotterieeinnehmers erfolgt oder von der Entlaſſung eines ſolchen abgeſehen 
wird, ſo haftet die betreffende Regierung für jeden hieraus entſtehenden Schaden. 

4. Die von den ſüddeutſchen Lotterieeinehmern verwirkten Vertragsſtrafen 
fließen in die Einzelſtaatskaſſen der ſüddeutſchen Staaten. Die von ihnen für 
ihre Geſchäftsführung zu leiſtende Sicherheit iſt für die Königlich Preußiſche 
Staatskaſſe, vertreten durch die Generallotteriedirektion in Berlin, zu beſtellen. 
Sie iſt in Schuldverſchreibungen des Deutſchen Reichs oder in ſolchen der ein- 
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zelnen an der Preußiſch⸗Süddeutſchen Klaſſenlotterie beteiligten Bundesſtaaten oder 
in entſprechenden Schuldbuchforderungen zu leiſten. Welche weiteren Wertpapiere 
hierzu etwa noch verwendet werden können, bleibt der Vereinbarung mit der 
Königlich Preußiſchen Regierung im Wege des Schriftwechſels vorbehalten. 

5. Wird durch die endgültige oder einſtweilige Erledigung einer Lotterie⸗ 
einnehmerſtelle oder aus anderem Anlaß, insbeſondere im Anſchluß an eine Ge⸗ 
ſchäftsprüfung, die dringliche Einrichtung einer vorläufigen Verwaltung der Stelle 
oder eine ähnliche dringliche Maßregel nötig, ſo wird die nach Artikel 5 Abſ. 1 
des Vertrags zuſtändige Behörde das Erforderliche veranlaſſen, ſich gegebenenfalls 
mit der Generallotteriedirektion tunlichſt vorher ins Benehmen ſetzen, jedenfalls 
aber dieſer ſogleich nach Eintritt des betreffenden Falles Mitteilung zugehen laſſen. 

6. Die vertragſchließenden Regierungen befinden ſich darüber im Einver⸗ 
ſtändniſſe, daß es der Generallotteriedirektion auch abgeſehen von den Fällen des 
Artikel 5 Abſ. 6 des Vertrags unbenommen bleiben muß, in Angelegenheiten, die 
von geſchäftlichem Intereſſe für fie find, mit den zuſtändigen Behörden und Be 
amten Bayerns, Württembergs und Badens ſich in Verbindung zu ſetzen, in 
dringenden Fällen unmittelbar, ſonſt durch Vermittelung der nach Artikel 5 Abſ. 1 
des Vertrags berufenen Behörde. 


VI. 
Zu Artikel 6. 


1. Ein Verluſt im Sinne des Artikel 6 Abſ. 3 des Vertrags iſt vor⸗ 
handen, wenn und inſoweit der durch den Abſatz von Loſen in einem der füd- 
deutſchen Staaten für die preußiſche Staatskaſſe erzielte Gewinn die von Preußen 
in den erſten fünf Jahren der Vertragsdauer gezahlten feſten Jahresſummen 
nicht erreicht. Als Gewinn gilt hierbei ein dem planmäßigen Gewinnabzug ent⸗ 
ſprechender Prozentſatz (gegenwärtig 14 vom Hundert) von allen durch die Ein⸗ 
nehmer des betreffenden Staates tatſächlich vereinnahmten Einſatzgeldern für die 
abgeſetzten und die von den Einnehmern feſt übernommenen Loſe (Loſe, Erneue⸗ 
rungsloſe, Freiloſe, Kaufloſe, verlaſſene und anderweitig verkaufte Erneuerungs⸗ 
loſe, abgelehnte und anderweitig verkaufte Freiloſe). Bei der Abbürdung des 
Geſamtverluſtes wird in jedem Jahre derjenige Betrag abgeſchrieben, der ſich 
aus dem Unterſchiede zwiſchen dem nach Satz 2 zu berechnenden Jahresgewinne 
Preußens und dem nach Artikel 6 Abſ. 3 des Vertrags zu zahlenden Ertrags⸗ 
anteil ergibt. Zinſen ſollen bei der Berechnung des Verluſtes nicht in Anſatz 
kommen. 

2. War der reine Einſatzpreis eines Loſes oder der Prozentſatz der plan⸗ 
mäßigen Gewinnabzüge in den beiden für die Bemeſſung des Ertragsanteils oder 
der nachträglichen Anteilserhöhung nach Artikel 6 des Vertrags maßgebenden 
Lotterien nicht der gleiche, ſo wird für jede einzelne Lotterie der Extragsanteil 
der ſüddeutſchen Staaten geſondert berechnet und hieraus der Durchſchnitt für 
das ganze Jahr ermittelt. Haben ſowohl der Einſatzpreis als auch der Gewinn⸗ 
abzug Anderungen erfahren, ſo beſtimmt ſich die Anderung des Einheitsſatzes 
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nach dem Verhältniſſe ſowohl des durchſchnittlichen Einſatzpreiſes als auch des 
durchſchnittlichen Gewinnabzugs zu dem gegenwärtigen. 

3. Solange die Berechnung des Anteils nach Artikel 6 Abſ. 2 oder 4 des 
Vertrags noch nicht fertiggeftellt ift, erfolgen die Zahlungen in den erſten fünf 
Jahren nach dem vereinbarten Jahresbetrag, in den folgenden Jahren nach der 
im Vorjahre gezahlten Jahresſumme. Ergibt ſich bei der demnächſtigen Feſt⸗ 
ſtellung, daß den ſüddeutſchen Staaten ein geringerer oder ein höherer als der 
gezahlte Betrag zuſtand, ſo wird der zuviel gezahlte Betrag je zur Hälfte von 
den beiden zunächſt fällig werdenden Raten gekürzt, ein zuwenig gezahlter der 
zunächſt fälligen Rate hinzugeſetzt. Für die erſten fünf Jahre der Vertragsdauer 
gilt dies nur, wenn den ſüddeutſchen Staaten ein höherer Betrag zuſtehen würde. 

4. Die Generallotteriedirektion wird den von den Regierungen der ſüddeutſchen 
Staaten gemäß Artikel 5 Abſ. 1 des Vertrags beftimmten Behörden nach Ab⸗ 
ſpielung von jeder Preußiſch⸗Süddeutſchen Klaſſenlotterie tunlichſt bald nach dem 
Ende der Ziehung jeder dieſer Lotterien Mitteilung über den Loſeabſatz machen, 
der in dieſen von den in ihrem Lande beſtellten Lotterieeinnehmern erzielt worden 
und nach Artikel 6 Abſ. 2 des Vertrags für die nächſte Anteilsbemeſſung maß⸗ 
gebend iſt; auch wird ſie den bezeichneten Behörden von dem Plane jeder 
Preußiſch⸗Süddeutſchen Klaſſenlotterie Kenntnis geben. 

5. Wenn in einem Berechnungsjahr (1. Juli bis 30. Juni) im Falle eines 
Krieges oder ſonſtigen Ereigniſſes Lotterien nicht abgeſpielt werden ſollten, jo iſt 
für dieſes Jahr an die ſüddeutſchen Staaten ein Anteil nicht zu zahlen. Sollte 
aus den vorerwähnten Gründen in einem Berechnungsjahre nur eine Lotterie 
oder eine Lotterie nur zum Teil abgeſpielt werden, ſo iſt der Anteil für dieſes 
Jahr nur zur Hälfte oder zu dem entſprechenden Teile zu zahlen. Der Berech⸗ 
nung des Anteils für das nächſte Jahr, in dem die regelmäßige Abſpielung von 
Lotterien wieder aufgenommen wird, wird nach Ablauf der Garantiezeit der Loſe⸗ 
abſatz in dem Berechnungsjahre vor Eintritt des Ereigniſſes zugrunde gelegt, in 
dem letztmals die beiden Lotterien abgeſpielt wurden. 


VII. 
Zu Artikel 7. 


1. Die Königlich Preußiſche Regierung wird von allen weſentlichen An⸗ 
derungen des feſtgeſetzten Spielplans und der geltenden Geſchäftsanweiſungen für 
die Generallotteriedirektion und für die Lotterieeinnehmer den Regierungen der drei 
ſüddeutſchen Staaten rechtzeitig vorher Mitteilung zugehen laſſen. 

2. Die Zahl der den Lotterieeinnehmern zugewieſenen und von ihnen ab» 

geſetzten Loſe ſoll nicht einſeitig wieder vermindert werden. 
: 3. Die infolge des Vertrags ausgegebenen neuen Loſe ſollen in erfter 
Linie auf die ſüddeutſchen Staaten nach Verhältnis ihrer Bevölkerungszahl ver⸗ 
teilt und den Lotterieeinnehmern dieſer Staaten zur Verfügung gehalten werden. 
Wenn und inſoweit den Lotterieeinnehmern eines ſüddeutſchen Staates die hier⸗ 
nach auf den einzelnen Staat entfallende Zahl von Loſen noch nicht zugewieſen 
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worden iſt, ſollen die verfügbar gebliebenen Loſe bei Bedarf in erſter Linie den 
Lotterieeinnehmern dieſes Staates zugeteilt werden. Ebenſo ſoll bei weiteren Ver⸗ 
mehrungen der Geſamtzahl der Loſe der Preußiſch⸗Süddeutſchen Klaſſenlotterie 
jedesmal eine entſprechende Ausgleichung herbeigeführt werden. 

4. Auch im übrigen ſollen die Regierungen der ſüddeutſchen Staaten hin⸗ 
ſichtlich der Zahl der ihren Lotterieeinnehmern zuzuweiſenden Loſe tunlichſte Be⸗ 
rückſichtigung ihrer Wünſche und eine gleichmäßige Behandlung ihrer Lotterie⸗ 
einnehmer gegenüber den preußiſchen Einnehmern im Rahmen des Bedürfniſſes 
des Loſeabſatzes erwarten dürfen. 

5. Den ſüddeutſchen Lotterieeinnehmern foll der Loſeabſatz nach dem Ver⸗ 
tragsausland innerhalb der durch die Vorſchriften über die Geſchäftsführung 
(Artikel 5 Abſ. 4 des Vertrags) gezogenen Grenzen nicht verwehrt ſein. 


VIII. 
Zu Artikel 9. 

Für den Vertrieb der Loſe durch die beiderſeitigen Lotterieeinnehmer der 
vertragſchließenden Teile gelten die beteiligten Staatsgebiete mit Beginn des 
Vertriebs der Loſe zur 1. Preußiſch⸗Süddeutſchen (227. Königlich Preußiſchen) 
Klaſſenlotterie untereinander als Inland. Die Generallotteriedirektion wird dahin 
wirken, daß die preußiſchen Lotterieeinnehmer auch ſchon in der Zeit vor dem 
1. Juli 1912 ſich jedes Verſuchs, Loſe in den ſüddeutſchen Staaten abzuſetzen, 
enthalten. 

Die mit dem vereinbarten Entwurf übereinſtimmend befundenen vier Aus⸗ 
fertigungen des Vertrags find hierauf von den Kommiſſaren unterzeichnet und 
unterſiegelt worden, und es haben die Kommiſſare der Königlich Preußiſchen 
Regierung ſowie der Königlich Bayeriſchen, der Königlich Württembergiſchen und 
der Großherzoglich Badiſchen Regierung je eine Ausfertigung des Vertrags und 
des Schlußprotokolls entgegengenommen. 

So geſchehen in Berlin, den 29. Juli 1911. 


Dr. Felix Lewald. Dr. Wilhelm Wolf. 
Dr. Adolf Goedecke. Hans v. Schoen. 
Albrecht Lentze. 


Fritz v. Graevenitz. Dr. Fritz Nieſer. 
Dr. Leopold Hegelmaier. | 


— 128 — 


(Nr. 11209.) Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation des am 29. Juli 1911 unter⸗ 
zeichneten Staatsvertrags zwiſchen Preußen einerſeits und Bayern, Würt⸗ 
temberg und Baden andererſeits zur Regelung der Lotterieverhältniſſe durch 
Preußen, Württemberg und Baden. Vom 11. Juni 1912. 


8 vorſtehend abgedruckte, am 29. Juli 1911 in Berlin unterzeichnete Staats⸗ 
vertrag zwiſchen Preußen einerſeits und Bayern, Württemberg und Baden 
andererſeits zur Regelung der Lotterieverhältniſſe iſt nebſt dem gleichfalls vorſtehend 
abgedruckten Schlußprotokolle vom ſelben Tage von Preußen, Württemberg und 
Baden ratifiziert worden, der Austauſch der Ratifikationsurkunden hat zwiſchen 
Preußen und Württemberg am 24. Mai 1912 und zwiſchen Preußen und Baden 
am 30. Mai 1912 in Berlin ſtattgefunden. 


Berlin, den 11. Juni 1912. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
In Vertretung: 
v. Kiderlen⸗Waechter. 
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